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Wer zahlt jetzt eigentlich bei 
Nach unserem ersten Artikel in der letzten Ausgabe der 
Gemeinde berichten wir diesmal ausführlich über die 
aktuellen rechtlichen Rahmenbedingungen hinsichtlich 
der Eisenbahnkreuzungsverordnung 2012. 
Worauf müssen unsere GEMEINDEN achten, welche Ur-
teile gibt es bisher rund um die Frage der Kostentragung 
und was wird in nächster Zeit auf die STEIRISCHEN 
GEMEINDEN zukommen ? 

von RA Mag. Kathrin Bayer und RA Univ.-Prof Dr. Georg 
Eisenberger, Eisenberger & Herzog Rechtsanwalts GmbH 

3. Was gilt jetzt? Sicherungsentscheidung 
von keiner Partei ein Kos-
tenentscheidungsantrag (si-
ehe gleich anschließend) 
gestellt, sind die Kosten 
grundsätzlich je zur Hälfte 
von den beiden Verkehrs-
trägern zu tragen (bei Ge-
meindestraßen: 50 Prozent 
Eisenbahnunternehmen, 50 
Prozent GEMEINDE). Die-
se Ansätze werden von Ei-
senbahnunternehmen auch 
sehr oft als Grundlage für 
eine einvernehmliche Rege-
lung herangezogen. 

Aufgrund einer Geset-
zesnovelle wurde das Kos-
tentragungsverfahren mit 
01.04.2002 vom Siche-
rungsverfahren entkop-
pelt. 

Über die Kosten ist nicht 
mehr direkt im Sicherungs-
verfahren abzusprechen. 
Der Gesetzgeber versuchte 
zu "deregulieren". Diese 
Deregulierung ist allerdings 
nicht wirklich gelungen; die 
Lage ist eher komplizierter 
und unübersichtlicher ge-
worden. 

Für die Verkehrsträger be-
stehen nunmehr folgende 
Möglichkeiten: 

1. Worum geht es? ist kein völlig neues The-
ma. Schon nach den alten 
Bestimmungen im Eisen-
bahngesetz musste die Ei-
senbahnbehörde darüber 
absprechen, welche Kosten 
die betroffenen Verkehrs-
träger (bei Gemeindestra-
ßen: Eisenbahnunterneh-
men und GEMEINDE) zu 
welchem Anteil zu tragen 
haben. 

Allerdings war darüber di-
rekt im Sicherungsverfah-
ren abzusprechen; und es 
galten die weniger strengen 
Sicherungsanforderungen 
der Eisenbahnkreuzungs-
verordnung 1961. 

Nach alter Rechtslage galt 
also Folgendes: 

Abweichen von der Hälfte-
Regelung durch Kostenent-
scheidungsantrag 

Innerhalb von drei Jahren 
(!) ab Rechtskraft der be-
hördlichen Sicherungsent-
scheidung kann aber auch 
ein Kostenentscheidungs-
antrag bei der Eisenbahn-
behörde gestellt werden, um 
von der Hälfte-Regelung ab-
zuweichen (z.B. 70:30). 

Im Kostenentscheidungs-
verfahren muss eine (nicht 
ständig, sondern anlassbe-
zogen) eingerichtete Sach-
verständigenkommission 
ein Gutachten erstatten. 
Privat- und Gegengutachten 
sind möglich. 

Einvernehmen 
Es kann eine einvernehm-

liche Regelung hinsichtlich 
Errichtungs- und Instand-
haltungskosten erzielt, somit 
eine zivilrechtliche Verein-
barung abgeschlossen wer-

den. 
Wenn sich eine Vertrags-

partei nicht an die Vereinba-
rung hält, entscheiden über 
eine Anspruchsdurchset-
zung die Zivilgerichte, und 
nicht die Eisenbahnbehör-
den oder Verwaltungsge-
richte. Verfahren vor den 
Zivilgerichten sind - anders 
als Verfahren vor den Eisen-
bahnbehörden oder Verwal-
tungsgerichten - mit hohen 
Verfahrenskosten (samt 
Kostenersatz an den Gegner 
bei Verfahrensverlust) ver-

bunden. 

Unfälle an Eisenbahn-
kreuzungen zieren immer 
wieder die Titelblätter der 
Tageszeitungen. Schwere 
Unfälle häufen sich meist 
an Eisenbahnkreuzungen 
ohne technische Sicherung 
(durch Lichtzeichen- oder 
Schrankenanlagen). 

Die technische Sicherung 
kostet zwischen 200.000 
und 500.000 Euro, abhängig 
davon, welche Sicherungsart 
im Einzelfall erforderlich ist, 
welcher Verkehrsweg ge-
kreuzt wird und um welches 
Eisenbahnunternehmen es 
geht. 

Betriebs- und Instandhal-
tungskosten belaufen sich 
auf etwa 10.000 bis 30.000 
Euro jährlich. Bei diesen 
Summen stellt sich natür-
lich die Frage, welcher der 
Verkehrsträger - Eisenbahn-
unternehmen und Träger 
der Straßenbaulast (je nach 
Straßenart Bund, Land, Ge-
meinde) - dafür aufkommen 
muss. 

  Sicherungsverfahren = 

Kostentragungsverfahren 
4. Seit wann ist das 
Thema aktuell?   Si ch eru ngsanforde-

rungen nach der Eisen-
bahnkreuzungsverord-
nung 1961 

Diese drei unterschied-
lichen Möglichkeiten sind 
in der Praxis - insbesondere 
für die GEMEINDEN - erst 
seit dem 01.09.2012 be-
sonders brisant geworden: 
Mit Inkrafttreten der Eisen-
bahnkreuz ungsverord-
nung 2012, die gegenüber 
der bisherigen Rechtslage 
deutlich strengere tech-
nische Sicherungspflichten 

In vielen Fällen wurde al-
lerdings (entgegen der ge-
setzlichen Vorgabe) nicht 
über die Kosten abgespro-
chen; es kam zu einer fak-
tischen Tragung der ge-
samten Kosten durch das 
Eisenbahnunternehmen. 

2. Mussten Gemeinden 
immer schon (anteilige) 
Kosten tragen? 

Hälfte-Regelung 
Gibt es keine einvernehm-

liche Lösung und wurde 
auch innerhalb von drei 
Jahren ab Rechtskraft der 

Wer welche Kosten bei Ei-
senbahnkreuzungen trägt, 
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ausgestattet. Die Finanz-
mittel der Ausgleichsfonds 
werden auf Basis von Län-
der-Richtlinien an die von 
Zusatzkosten betroffenen 
GEMEINDEN auf Basis 
unterschiedlicher Kriterien 
verteilt. 

Sicher ist, dass nicht alle 
Kosten aller GEMEINDEN 
gedeckt werden können. Der 
Kostenersatz bezieht sich 
nämlich nur auf die Kosten 
zwischen 01.09.2012 bis 
zum Jahr 2029; die Fonds 
sind außerdem insgesamt 
(also für ganz Österreich) 
nur mit etwa 125 Millionen 
Euro ausgestattet. 

vorsieht. 
Viele bis zum Jahr 2012 

technisch ungesicherte 
Eisenbahnkreuzungen 
entsprechen den nun nor-

mierten technischen Stan-
dards nicht. Sie müssen in 
einer Übergangsfrist über-
prüft und angepasst werden. 

Nach neuer Rechtslage 
sind also kurz zusammen-

gefasst folgende Rahmenbe-
dingungen für die Kosten-
tragung entscheidend: 

  Sicherungsverfahren * 

Kosten t ragungs verfall ren 

  Einvernehmen / 
Hälfte-Regelung / Kosten-
en t scheid ungsant rag 

  Sicherungsanforde-
rungen nach der Eisen-
bahnkre uzungsvero rd -

nung2012 

nicht vor den Zivilgerich-
ten geltend machen können; 
nur, wenn eine einvernehm-
liche Vereinbarung abge-
schlossen wurde, sind die 
Zivilgerichte zuständig. 
VwGH 18.02.2015, 

Ro 2014/03/0077: 
Entscheidung des Verwal-

tungsgerichtshofs, wonach 
der Kostenentscheidungs-
antrag eines Eisenbahnun-
ternehmens zu einer Eisen-
bahnkreuzung, bei der eine 
Beibehaltung der bestehen-
den Sicherung angeordnet 
wurde, unzulässig ist; eine 
neue Kostentragungsrege-
lung ist nur bei einer neu-

en/anderen Sicherung mög-
lich. 
VfGH 08.03.2016, 

KI 3/2015: 
Entscheidung des Verfas-

sungsgerichtshofs, wonach 
für die Durchsetzung der 
Hälfte-Regelung bei Nicht-
bezahlung durch eine GE-
MEINDE die Eisenbahnbe-
hörde zuständig ist. 

VfGH 01.12.2016, 
A 4/2016: 

Entscheidung des Verfas-
sungsgerichtshofs, mit der 
die Klage einer GEMEIN-
DE auf Ersatz von zusätz-
lichen Kosten, die auf die 
Eisenbahn k re uzungsver-
ordnung 2012 zurückzu-
führen sind, zurückgewie-
sen wurde; die zusätzlichen 
Kosten müssten nämlich 
in den Verhandlungen zur 
nächsten Finanzausgleichs-
periode einvernehmlich 
berücksichtigt werden (erst 
aufgrund des erhöhten 
Drucks auf den Bund durch 
diese Entscheidung erfolgte 
die Anpassung des Finanz-
ausgleichsgesetzes 2017 und 
die Ausarbeitung der Län-

der-Richtlinien). 
VwGH 24.01.2018, Fr 

2017/03/0009: 
Entscheidung des Verwal-

tungsgerichtshofs, wonach 
das im Kostenentschei-
dungsverfahren einzuho-
lende Gutachten der Sach-
verständigen kom mission 
durch ein anderes Gutachten 
ersetzt werden kann, wenn 
es für die Eisenbahnbehörde 
oder das Verwaltungsgericht 
unschlüssig ist und nicht 
bzw. nicht in angemessener 
Zeit verbessert wird. 

Die zahlreichen offenen 
Fragen im Zusammenhang 
mit der Kostentragung bei 
Eisenbahnkreuzungen wer-

den auch künftig nur durch 
höchstgerichtliche Entschei-
dungen geklärt werden kön-
nen. 

Insofern bleibt dieses The-
ma aktuell und für die GE-
MEINDEM - aufgrund der 
hohen potentiellen Kosten-
belastung - brisant. 

6. Welche Erfolge auf 
Seiten der Gemeinden 
gab es bisher? 

Folgende Entscheidungen 
haben die Höchstgerichte 
bisher betreffend die Kos-
tentragung bei Eisenbahn-
kreuzungen gefällt (alle be-
treffend Fälle zu GEMEIN-
DEN): 
VfGH 12.03.2014, 

F 1/2013: 
Entscheidung des Verfas-

sungsgerichtshofs, wonach 
der Bund gegenüber dem 
Gemeindebund die Ver-
einbarung über einen Kon-
sultationsmechanismus bei 
Erlassung der Eisenbahn-
kreuzungsverordnung 2012 
verletzt hat. Der Bund muss 
deshalb den GEMEINDEN 
die zusätzlich durch die Ei-
senbahnkreuzungsverord-
nung 2012 verursachten Ko-
sten ersetzen. 
OGH 17.07.2014, 

4 Ob 122/14s: 
Entscheidung des Ober-

sten Gerichtshofs, wonach 
Eisenbahnunternehmen den 
gesetzlichen Hälfte-Anteil 

5. Gibt es einen 
Kostenersatz? 

Für die GEMEINDEN 
kommt ein ergänzender 
Aspekt hinzu: Der Bund 
hat bei Erlassung der Eisen-
bahnkreuzungsverordnung 
2012 nach einem Erkennt-
nis des Verfassungsge-
richtshofs die sogenannte 
Vereinbarung über den 
Konsultationsmechanismus 
gegenüber dem Gemeinde-
bund (als Vertreter der Ge-
meinden) verletzt. 

Der Bund muss den Ge-
meinden die zusätzlich aus 
der Eisenbahnkreuzungs-
verordnung 2012 erwach-
senden Kosten ersetzen. 

Deshalb wurde das Fi-
nanzausgleichsgesetz 2017 
angepasst. Bei den Ländern 
wurden Ausgleichsfonds 
eingerichtet und finanziell 

Vier der oben genannten 
Verfahren wurde von der 
Kanzlei Eisenberger & 
Herzog betreut. 

In Abstimmung mit dem 
Gemeindebund betreut die 
Kanzlei seit etwa 3 Jahren 
in einem Team von vier 

Juristlnnen (Univ.-Prof. 
Dr. Georg Eisenberger, 
Mag. Kathrin Bayer, Mag. 
Jasmin Wurzinger, Dr. 
Iris Murer) österreichweit 
Gebietskörperschaften in 
Kostenentscheidungsver-

fahren. Kontakt: 

g.eisenbergcnn ehlaw.at 
k.bavertcQehlaw.at 

Eisenbahnkreuzungen? 
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